
Im vorliegenden Falle besteht zwischen den Parteien, 
die beide volkseigene Betriebe sind, Streit darüber, ob 
der Verklagte verpflichtet ist, die von der Klägerin in 
den Jahren 1953 und 1954 für die Errichtung eines Ent­
giftungsgebäudes verwandten Mittel in Höhe von 
14 078,23 DM abzüglich 2726,36 DM für Schrottlieferun­
gen der Klägerin zu erstatten.

Unstreitig liegen diesem Streit vertragliche Beziehun­
gen der Parteien zugrunde. Der Verklagte hatte da­
nach den auf dem Gelände eines ehemaligen Rüstungs­
betriebes in H. lagernden Schrott zu entgiften und an 
die Klägerin zu liefern, die ihrerseits zur Durchführung 
der Entgiftungsarbeiten ein Gebäude errichten sollte. 
Dieser Vertrag ist zwar nicht im Rahmen des damals 
geltenden Allgemeinen Vertragsrechts abgeschlossen 
worden. Wie die Klägerin jedoch zugestanden hat, ge­
hörte die Erfassung und Lieferung des von dem Ver­
klagten zu bergenden Schrotts zur Erfüllung ihrer 
staatlichen Aufgaben im Volkswirtschaftsplan. Offenbar 
an einer alsbaldigen Erfüllung ihrer Planaufgaben in­
teressiert, hat sie sich verpflichtet, das Entgiftungsge­
bäude zu errichten bzw. errichten zu lassen. Eventuelle 
vertragliche -Vereinbarungen hierüber zwischen den 
Parteien dienten damit wegen des untrennbaren Zu­
sammenhanges mit der Schrottbergung unmittelbar der 
Durchführung des Volkswirtschaftsplanes, so daß die 
Voraussetzungen für die Anwendung des im Abschnitt 
1/1 b der Rundverfügung Nr. 8/55 entwickelten Grund­
satzes unbedenklich gegeben sind.

Nicht Aufgabe des Gerichts ist es danach, wie das Be­
zirksgericht richtig erkannt hat, darüber zu befinden, 
welcher Art die aus dem Vertrage entstandenen Bezie­
hungen zwischen den Parteien waren und ob sich für 
die eine oder andere der Parteien daraus Ansprüche 
herleiten lassen. Die Wechselseitigkeit dieser Beziehun­
gen läßt es, entgegen der Auffassung der Klägerin, 
ohnehin nicht zu, sie in zwei verschiedene, voneinander 
unabhängige Rechtsgeschäfte aufzuspalten, um damit 
für das eine die Zuständigkeit des Staatlichen Vertrags­
gerichts, für das andere die Zuständigkeit des Zivil­
gerichts zu begründen.

Für die Frage der Zulässigkeit des Rechtsweges ist 
es auch, wie das Bezirksgericht ebenfalls zutreffend 
festgestellt hat, unerheblich, ob und inwieweit die Ab­
reden der Parteien etwa gegen gesetzliche Vorschriften 
verstoßen haben. Insoweit daraus die Nichtigkeit oder 
Teilnichtiglkeit des Vertrages zu folgern sein sollte, 
wäre dies, wie im Abschnitt I Ziff. 2 der Rundverfü­
gung Nr. 8/55 richtig dargelegt wird, für die Frage der 
Zulässigkeit des Rechtsweges unbeachtlich.

Es muß daher nach § 9 GVG bei der Unzulässigkeit 
des Rechtsweges sein Bewenden behalten.

§§ 398, 399, 407 BGB; § 4 Abs. 1 AGVO.
1. Die Abtretung auch einer Lohnforderung bedarf 

der Zustimmung des Schuldners (d. h. des Inhabers 
oder Trägers des Betriebes) nur dann, wenn dieser sie 
durch Vertrag mit dem Gläubiger (dem Beschäftigten) 
ausgeschlossen hat. Auch dann genügt die Zustimmung 
des Leiters des Lohnbüros.

2. Das Kreisarbeitsgericht, nicht das Kreisgericht, ist 
für Klagen des Abtretungsgläubigers gegen den Lohn­
schuldner zuständig.

Ist aber gegen das — auf Grund unrichtiger Zustän­
digkeitsauffassung — ergangene Urteil des allgemeinen 
Zivilgerichts Kässationsantrag gestellt, so kann das 
Oberste Gericht, wenn die Sache zur Endentscheidung 
reif ist, zur Hauptsache entscheiden.

OG, Urt. vom 15. August 1957 - 2 Zz 57/57.
Die Klägerin hat dem bei dem Verklagten beschäftigt 

gewesenen Hans Werner E. ein zinsloses Darlehn in Höhe 
von 700 DM gewährt. Zur Sicherung und Tilgung dieses 
Betrages hat E. einen Teilbetrag seiner monatlichen Ge­
haltsforderung von 480 DM brutto aus dem Arbeitsrechts­
verhältnis mit dem Verklagten in Höhe von 100 DM 
monatlich vom 10. November 1954 an bis zur vollen Ab­

deckung des Darlehns an die Klägerin abgetreten. Die 
Abtretungserklärung vom 29. September 1854 wurde am
2. Oktober 1954 vom damaligen Leiter des Lohnbüros des 
Verklagten mit folgendem Vermerk versehen:

„Wir bestätigen Ihnen, von der obengenannten Ab­
tretung Kenntnis genommen zu haben. Die Forderung 
uns gegenüber besteht zu Recht. Gegenansprüche unserer­
seits sowie Ansprüche von dritter Seite bestehen nicht.

Den abgetretenen Betrag werden wir von der monat­
lichen Gehaltsabrechnung abzweigen und vom 10. No­
vember 1954 bis zur vollen Abdeckung des Darlehns auf 
das Darlehnskonto überweisen.“
Der Verklagte hat die fälligen Beträge nicht an die 

Klägerin überwiesen. E. ist seit dem 10. Februar 1955 
republikflüchtig. Dies ist zwischen den Parteien unstreitig.

Mit der Behauptung, der Verklagte sei auf Grund seiner 
Kenntnis von der Abtretung verpflichtet gewesen, die 
fälligen Teilbeträge vom Lohn des E. einzubehalten und zu 
überweisen, hat die Klägerin Klage vor dem Kreisgericht 
erhoben und Zahlung in Höhe von 300 DM gefordert.

Der Verklagte hat Klageabweisung beantragt und die 
Ansicht vertreten, daß die Abtretung der Lohnforderung 
durch E. für ihn nicht rechtsverbindlich sei, weil der Be­
stätigungsvermerk auf der Abtretungserklärung lediglich 
von dem damaligen Leiter des Lohnbüros unterschrieben 
worden sei.

Durch das am 1. August 1956 den Parteien zugestellte, im 
schriftlichen Verfahren ergangene Urteil hat das Kreis­
gericht die Klage abgewiesen.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Generalstaatsanwalts. Er hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Antragsteller ist darin zuzustimmen, daß das 

Verfahren fehlerhaft ist. Durch Beschluß vom 23. Ok­
tober 1956 hat das Kreisgericht Entscheidung im 
schriftlichen Verfahren angeordnet. Diese Verfahrens­
art, die mach § 7 der Entlas tungsverordnumg vom 
13. Mai 1924 (RGBl. I S. 552) zulässig ist, ist eine Aus­
nahme von dem unser Recht beherrschenden Grund­
satz der Mündlichkeit der Verhandlung (§ 128 ZPO) 
und der Verkündung des Urteils (§ 310 ZPO) und kann 
nur im Einverständnis der Parteien angeordnet wer­
den. Das Einverständnis der Parteien muß aber aus den 
Akten ersichtlich sein. Dies ist hier nicht der Fall. 
Aus dem Sitzungsprotokoll vom 23. Oktober 1956 ist 
weder zu ersehen, ob die Parteien über die Anwendung 
des schriftlichen Verfahrens verhandelt, noch ob sie 
vor Erlaß des Anordnungsbeschlusses ihr Einverständ­
nis mit einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren 
erklärt haben. Auch aus ihren Schriftsätzen ergibt sich 
hierüber kein Anhalt. Die Zustimmung zum schrift­
lichen Verfahren ist — anders als etwa die in einer 
einzelnen Zwischenentscheidung, etwa einem Beweis­
beschluß — eine Erklärung, die das Wesen des gesam­
ten Prozesses grundlegend verändert. Sie ist fest­
stellungsbedürftig und steht infolgedessen einer Erklä­
rung, deren Feststellung vorgeschrieben ist, gleich. Sie 
muß daher ins Sitzungsprotokoll aufgenommen werden 
(§ 160 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO). Das kann zwar, weil dies 
dem Wesen der Schriftlichkeit entspricht, durch eine 
Erklärung in einem Schriftsatz ersetzt werden. Auch 
dies ist hier aber nicht geschehen. Der im Tatbestand, 
also in dem das Verfahren abschließenden Urteil, ent­
haltene Hinweis: „Die Parteien sind mit schriftlicher 
Entscheidung einverstanden“ genügt dagegen nicht.

Das Urteil beruht somit auf einer Verletzung wesent­
licher Verfahrensgrundsätze (§§ 128, 310 ZPO) und muß 
bereits aus diesem Grunde aufgehoben werden.

Dem Urteil des Kreisgerichts kann aber auch in der 
Sache nicht beigepflichtet werden. Die von ihm ver­
tretene Ansicht, E. habe die Forderung auf die Klä­
gerin nicht rechtsverbindlich übertragen, weil die Er­
klärung auf einer Abtretung von seiten des Verklagten 
durch einen Nichtbefugten unterzeichnet worden sei, 
ist unrichtig. Das Kreisgericht hat verkannt, obwohl 
sich dies aus § 398 BGB ergibt, daß eine Abtretung 
lediglich durch Vertrag zwischen dem alten und dem 
neuen Gläubiger vollzogen wird. Es ist also weder eine 
Anzeige an den Schuldner noch dessen Zustimmung 
Voraussetzung der Rechtswirksamkeit der Abtretung, 
wie das Kreisgericht rechtsirrig angenommen hat. Die 
Abtretung der Forderung an die Klägerin könnte dann 
unwirksam sein, wenn zwischen dem Verklagten als 
Schuldner und E. als Gläubiger eine Vereinbarung be­
standen hätte, nach der die Abtretung von Lohnforde­
rungen nicht zulässig sein sollte (§ 399 BGB). Das Vor­
liegen eines solchen Abtretungsverbots muß von dem in 
Anspruch genommenen Schuldner als Einwendung im 
Prozeß geltend gemacht werden. Dies hat der Ver­
klagte nicht getan. Eine Verpflichtung des Gerichts, in 
dieser Richtung von seinem Fragerecht Gebrauch zu 
machen, besteht nicht.
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